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Seit den 70er Jahren ist der "Helsinki-Prozeß" im Gang; nun hat er eine Qualität
und eine Bedeutung gewonnen, die seine Bilanzierung in einer Übersicht des
europäischen Einigungsprozesses nötig macht. Er ist auf dem Weg "vom Prozeß
zur Institution ; er weist selbst bereits Züge auf, die man vor allem an Integra-
tionsvorgängen beobachten konnte, so daß man gefragt hat, ob da nicht ein
"präintegratives System" entstehe ; beim Design der KSZE-Institutionen hat man
sich allem Anschein nach an der Zwölfergemeinschaft orientiert — bei allen
Unterschieden3. Häufig wurde betont, die KSZE habe "im Hinblick auf die
künftige Struktur Europas" eine "entscheidende Rolle" zu spielen — sie habe die
Funktion des "Rahmens zur Aufrechterhaltung der Stabilität, zur Förderung der
Zusammenarbeit in Europa und zur Vertiefung der laufenden Reformen" zu
übernehmen; schließlich hat die Gemeinschaft selbst die Absicht bekundet, bei
der Weiterentwicklung der KSZE-Politik führend mitzuwirken4.

Die Entwicklung des KSZE-Prozesses

Seit den 50er Jahren hatte die Sowjetunion, mit ihren Verbündeten, für eine
europäische Sicherheitskonferenz plädiert. Es dürfte ihr vordringlich um die
Absicherung des Status Quo gegangen sein (also um die Neudefinition der "deut-
schen Frage" in ihrem Sinne sowie um die Anerkennung der Gesellschafts- und
Herrschaftsordnung in Osteuropa); darüber hinaus um die Propagierung eines
"gesamteuropäischen" Leitbildes zu Lasten der westeuropäischen Integration sowie
um die Lockerung der Bindung Westeuropas an die USA. Der Westen konnte
dem für längere Zeit nichts abgewinnen. Erst als die Idee eines "Brückenschlages"
zwischen den Lagern auch dort Anklang fand, änderte sich das. Das Konferenz-
projekt rückte in den Bereich des Möglichen, als deutlich wurde, daß der Osten
die Teilnahme der USA und Kanadas akzeptieren, daß man auch über Rüstungs-
kontrolle reden würde (was zu den MBFR-Verhandlungen führte), und daß auch
eine vermehrte Freizügigkeit für Menschen, Ideen und Informationen auf die
Tagesordnung käme. Die deutsche Frage wollte der Westen freilich nicht einer
solchen multilateralen Konferenz überantworten. So mußten erst die deutschen
Ostverträge und die Berlin-Regelung unter Dach und Fach gebracht werden.

In Helsinki, zeitweise auch in Genf, tagte dann die erste "KSZE"; im August
1975 wurde die "Schlußakte" unterzeichnet — entgegen ursprünglichen östlichen
Wünschen nicht als völkerrechtlicher Vertrag, sondern nur als feierliche politische
Deklaration. Später wurde sie durch weiterführende "Schlußdokumente", die am
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Ende der Folgetreffen in Madrid (1980-1983) und Wien (1986-1989) Annahme
fanden, ergänzt und vertieft. Die Hauptbestandteile der Vereinbarungen sind: Ein
Prinzipienkatalog mit zehn Grundsätzen über die Beziehungen zwischen den
Teilnehmerstaaten, Bestimmungen über militärische vertrauensbildende Maßnah-
men, Absichtserklärungen über Kooperation in verschiedenen Bereichen sowie
Vereinbarungen über die Weiterführung der Bemühungen. In den Folgekon-
ferenzen hat sich ein Ablaufmuster eingespielt: Nach einer Situationsanalyse in
Form der "Eröffnungserklärungen" folgt die kritische Rückschau auf die Umset-
zung der geltenden Vereinbarungen ("Implementationsdebatte"), danach die
Erarbeitung neuer Vorschläge und schließlich die Beschlußfassung, die einstimmig
erfolgen muß.

Der Charakter der KSZE-Treffen und ihrer Ergebnisse gab Skeptikern Anlaß,
das ganze Unternehmen als bloße Deklarationspolitik ohne politisches Gewicht zu
betrachten: Verstöße rechtfertigen es nicht, unter Berufung auf KSZE-Pflichten
völkerrechtliche Sanktionen zu ergreifen. Dennoch bildeten sich normative
Strukturen, gleichsam im Vorfeld rechtlicher Verbindlichkeiten, heraus: Erwartun-
gen vereinbarungskonformen Verhaltens sowie mehr oder minder starke Tenden-
zen, diesen Erwartungen zu entsprechen. Es kam zur internationalen "Regimebil-
dung . Das hatte verschiedene Gründe. Die Interdependenz der Interessenkon-
stellationen, verbunden mit dem oft betonten Erfordernis der "Ausgewogenheit"
des Fortschritts in den verschiedenen Verhandlungsfeldern, führte zu einer Kultur
der Kompromißsuche, zunächst vor allem dank des Engagements der Neutralen
und Bündnisfreien ("N+N"), die als "ehrliche Makler" zwischen den antagonisti-
schen "Lagern" des Ostens und des Westens agierten. Mit der Zeit entstand
jedoch eine lagerübergreifende Quasi-Koalition zwischen jenen Teilnehmerstaa-
ten, die stärker am Fortgang des Prozesses und an substantiellen Ergebnissen
interessiert waren. Bedachtnahme auf diese Interessenlage war auch in den
jeweiligen Bündnissen ratsam. So änderte sich mit der Zeit das "Soziogramm" der
Konferenz; das zeigte sich daran, daß Vorschläge auch von lagerübergreifenden
Gruppierungen eingebracht wurden.

Auch weitere Entwicklungen vollzogen sich noch in den 80er Jahren. Der
Westen hatte schon sehr bald nach Helsinki die Menschenrechte zu einem Haupt-
thema der KSZE gemacht. Der Osten wehrte sich dagegen zunächst unter Beru-
fung auf das Nichteinmischungsprinzip. Dann aber (vor allem in Wien) änderte
die UdSSR die Strategie, entschloß sich zum "Gegenangriff überzugehen und
hielt dem Westen die Mißachtung vor allem der sozialen Grundrechte vor, mit
Hinweisen auf Armut, Obdachlosigkeit, aber auch auf Rassendiskriminierung,
Kommunistenverfolgung u.a.m.; es kam schließlich dazu, daß die Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten sich zumindest implizit als Legitimitäts-
kriterium der gesellschaftlichen und politischen Ordnung durchsetzte, auch wenn
dem konträre Menschenrechtsphilosophien zugrundelagen. Noch vor den revolu-
tionären Umbrüchen im Osten bildeten sich also Ansätze eines systemübergreifen-
den "ordre public" heraus, sozusagen als eine ideelle Voraussetzung dafür, politi-
sche Kooperation nicht nur im Horizont des Systemantagonismus voranzutreiben.
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Es kam auch zu korrespondierenden Regimevereinbarungen, etwa in Gestalt des
Mechanismus und der Konferenzserie über die "menschliche Dimension der
KSZE", die eine Quasi-Institutionalisierung der grenz- und systemübergreifenden
Verantwortung für die Menschenrechte mit sich brachte .

Der KSZE-Prozeß hatte also im Laufe der 70er und 80er Jahre erhebliche
Wandlungen seiner Struktur und seiner Funktion durchgemacht. Zunächst bildete
er eher ein Feld "antagonistischer Kooperation"; Konfliktaustragung dominierte
gegenüber der Zusammenarbeit. In Zeiten der Ost-West-Konfrontation diente er
dazu, die Kommunikation in Gang zu halten und den Zusammenbruch der
Entspannung zu verhindern. Später standen Bemühungen um Kooperation
einerseits, Kritik an unzureichender Erfüllung andererseits in einer dialektischen
Beziehung zunehmend produktiven Charakters. Neben diesen Prozessen und
Effekten der "Konfliktsozialisierung durch Auseinandersetzung auf politisch-
diplomatischer Ebene, namentlich bei den Hauptfolgetreffen, hatte auch die sich
entwickelnde Praxis der Durchführung von SpezialVeranstaltungen zwischen
diesen Haupttreffen nicht unerhebliche Auswirkungen: Während zwischen Helsin-
ki I und Belgrad (1975—1977) keine Zwischenveranstaltungen stattfanden, gab es
zwischen Belgrad und Madrid (1978—1980) immerhin drei Expertentreffen;
zwischen Madrid und Wien (1983—1986) fanden bereits sechs Zwischenveranstal-
tungen statt, von denen nur die KVAE in Stockholm — die selbst zweieinhalb
Jahre währte — mit einem konsensfähigen Ergebnis abgeschlossen werden konnte.
Für die Zeit zwischen dem Wiener Folgetreffen und Helsinki II (1989—1992) hat
man hingegen neben den beiden parallel und nahezu permanent tagenden Si-
cherheitsverhandlungen (VSBM und KSE) die drei Sessionen zur "Menschlichen
Dimension der KSZE" sowie sechs weitere Expertentreffen, Foren oder Seminare
von zumeist mehrwöchiger Dauer auf das Programm gesetzt. Tatsächlich wurde
die Interaktion zusätzlich verdichtet, u. a. durch den Vorbereitungsausschuß für
das Pariser Gipfeltreffen, der mehr als drei Monate tätig war.

Auch schon vor der im Herbst 1990 eingeleiteten Institutionalisierung bedeute-
te dies, daß der KSZE-Prozeß permanenten Charakter gewonnen hatte und
funktional zu einer kontinuierlichen "Sozialisationsinstanz" geworden war. Wichti-
ger als diese Konferenzentwicklungen selbst wurden für das Geschehen freilich
die Veränderungen im Umfeld. Der "Abschied von der alten Ordnung bedeutete
eine qualitative Veränderung des Situationskontexts, innerhalb dessen sich die
KSZE-Politik vollzog und vollzieht.

Die Dimension der militärischen Sicherheit

"Fragen der Sicherheit in Europa" bilden — neben dem Thema der "Prinzipien" —
traditionsgemäß einen der beiden Bestandteile des "Korbs I" des KSZE-Prozesses.

Schon in Madrid war 1983 vorgesehen worden, daß nach einer ersten Phase
von "VVSBM" (Verhandlungen über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maß-
nahmen), die dann zu den Stockholmer KVAE-Ergebnissen von 1986 führten, zu
wirklichen Abrüstungsverhandlungen im KSZE-Rahmen übergegangen werden
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sollte. Ein östlicher Vorstoß in diese Richtung stieß jedoch auf den Widerspruch
vor allem der USA; man wollte die Verhandlungen nicht aus der Hand der
Bündnisse geben. Mühevolle Kompromißsuche führte zur Einrichtung zweier
paralleler Verhandlungsrunden, die im Frühjahr 1989 zu arbeiten begannen: Im
Kreis der 35 (ab Oktober 1990: 34) KSZE-Staaten ging es um die Vervollständi-
gung des VSBM-Regimes; die Allianzmitglieder (bis zur deutschen Vereinigung
23, dann 22) verhandelten über "Konventionelle Streitkräfte in Europa". Die KSE-
Runde fand "autonom", aber "im Rahmen des KSZE-Prozesses" statt; den übrigen
KSZE-Teilnehmerstaaten wurden laufende Information und die Bedachtnahme
auf ihre Sicherheitsinteressen zugesagt.

KSE-Verhandlungsziele waren "die Festigung der Stabilität und Sicherheit in
Europa" durch die Schaffung eines konventionellen Gleichgewichts "auf niedrige-
rem Niveau", und zwar "vom Atlantik bis zum Ural", und unter Beseitigung von
Ungleichgewichten — wer stärker aufgerüstet ist, muß mehr abrüsten. Noch
wichtiger war der ausdrückliche Vorrang für die Beseitigung der Überraschungs-
und Großangriffsfähigkeit; dies führte dann zur Konzentration auf die als beson-
ders offensivrelevant geltenden "Hauptwaffensysteme".

Die Verhandlungen fanden unter unerwartet dynamisierten Situationsbedingun-
gen statt. Michail Gorbatschow hatte schon Ende 1988 einseitige Truppenreduk-
tionen erheblichen Umfangs angekündigt — das nötigte die NATO zur Neubestim-
mung der Zielprojektionen für die KSE-Verhandlungen. Es entwickelte sich,
offenbar auch unter Budgetgesichtspunkten, geradezu ein "Abrüstungswettlauf1.
In den USA nannte man immer niedrigere Zahlen für die künftig in Europa
verbleibenden Truppen — erst 275.000, dann 195.000, schließlich weniger als
100.000. Die Verhandlungen der neuen Demokratien Osteuropas mit Moskau
über den Abzug der auf ihren Territorien stehenden sowjetischen Truppen
erbrachten die Aussicht auf baldige drastische Verminderung der auswärts statio-
nierten UdSSR-Streitkräfte — und dann kam auch noch die Vereinigung Deutsch-
lands samt der Übereinkunft über den Rückzug der sowjetischen "Westgruppe"
aus der ehemaligen DDR9. Als Staaten wie Ungarn, Polen und die CSFR die
"Rückkehr nach Europa" ins Auge faßten, im Sinne einer deutlichen politischen
Westorientierung, als schließlich die Auflösung der Warschauer Vertragsorganisa-
tion ebenso wie die des RGW in Betracht gezogen wurde — da waren nicht nur
die zuvor erwogenen Kräfterichtzahlen überholt, sondern die prinzipiellen Leitzie-
le: Zwischen wem soll dann noch ein militärisches Gleichgewicht hergestellt
werden, und inwiefern geht es dann immer noch um die Beseitigung der "Fähig-
keit zu Überraschungsangriffen und zu weitreichenden Offensiven"?

Trotzdem wurde auf der Basis des vereinbarten Mandats verhandelt; schließlich
ging es auch um ein verläßliches Verifikationsregime und um weitere Elemente
"kooperativer Sicherheit", z. B. um eine bündnisübergreifende institutionalisierte
"Beratungsgruppe". Der dann beim Pariser KSZE-Gipfel am 19. November 1990
unterschriebene erste KSE-Vertrag wurde durchwegs positiv beurteilt . Er sieht
Reduktionen von fünf Waffenkategorien im Anwendungsraum vor; jede der
beiden "Staatengruppen" hat ihre Bestände auf folgende Niveaus abzusenken:
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20.000 Kampfpanzer, 30.000 gepanzerte Kampffahrzeuge, 20.000 Artilleriesysteme,
6.800 Kampfflugzeuge, 2.000 Angriffshubschrauber. Überdies wurden spezielle
Höchstgrenzen für bestimmte geographische Zonen vereinbart — zur Vermeidung
von Konzentrationen in besonders sensiblen Gebieten, z. B. in Zentraleuropa —,
und innerhalb der Staatengruppen wurden nationale Obergrenzen festgelegt.

Allerdings gab es bald unerwartete Schwierigkeiten: Die Sowjetunion verlegte
auf Grund ihrer Auslegung des Vertrages eine Menge betroffener Waffensysteme
rasch hinter den Ural und teilte eine Anzahl von Kampfpanzern, Schützenpanzern
und Artilleriesystemen dem Küstenschutz und der Marineinfanterie zu, um damit
die vorgesehene Verschrottung zu vermeiden. Das löste einen de-facto-Stop der
Anschlußverhandlungen aus. Erst im Juni 1991 wurde ein Kompromiß erzielt, so
daß die Fortführung der Verhandlungen grünes Licht bekam. Diese sollen bis zum
Frühjahr 1992 ("Helsinki II") auf der bisherigen Mandatsbasis einen weiteren
KSE-Vertrag vorbereiten, der insbesondere Obergrenzen für die Mannschafts-
stärken festlegt . Gleichzeitig sollen, neben diesen sog. "KSE I/a-Verhandlungen"
zwischen den Mitgliedern der beiden "Staatengruppen" sowie den weiterlaufenden
"VVSBM" im Kreise aller KSZE-Teilnehmerstaaten noch Vorgespräche über das
Mandat für jene Verhandlungen anlaufen, die dann im Anschluß an das Helsinki-
Folgetreffen 1992 stattfinden sollen. Das wird wichtige Weichenstellungen zu-
mindest ermöglichen, wenn nicht erfordern: Da es das "Gegenüber der Militär-
blöcke" nicht mehr gibt, muß die Geschäftsgrundlage für ein künftiges europäi-
sches Sicherheitssystem neu entworfen werden — erst davon ließe sich nämlich der
Stellenwert konkreter militärpolitischer Verhandlungsvorhaben ableiten.

Der KSE-Vertrag war nicht das einzige Verhandlungsergebnis zur militärischen
Sicherheit, das bis zum Pariser Gipfel im November 1990 zustandekam. Es gab ja
auch die VSBM-Verhandlungen. Nachdem die dem Wiener Treffen unterbreite-
ten Durchführungsberichte über die in Stockholm beschlossenen "VSBM" generell
positiven Charakter hatten, wurden auf diesem Gebiet 1989/1990 respektable
Verhandlungsergebnisse erzielt13:
— Die Teilnehmerstaaten verpflichten sich zum jährlichen Informationsaustausch

über ihre Land- und Luftstreitkräfte, über Pläne zur Indienststellung neuer
Waffensysteme sowie über die Militärhaushalte, außerdem zu einem Über-
prüfungsregime.

— Für Fälle besorgniserregender "ungewöhnlicher militärischer Aktivitäten" wird
ein "Mechanismus" zur aufklärenden Konsultation und zur Abhaltung von
Krisentreffen eingerichtet.

— Jährlich soll die laufende und künftige Durchführung der vereinbarten VSBM
im Rahmen eines Treffens bewertet werden.

— Ein computergestütztes Kommunikationsnetz zwischen den Hauptstädten dient
der raschen und sicheren Übermittlung von Mitteilungen.

— Die bereits eingeführten "VSBM" (Vorankündigung von Militäraktivitäten wie
Manövern, Einladung von Beobachtern, unverzügliche Vor-Ort-Inspektion von
Vorgängen usw.) werden weiterentwickelt.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1990191 45



DIE BILANZ

Erste Schritte zur Institutionalisierung

Angesichts der Entwicklungen in Mittel-, Ost- und Südosteuropa ist oft betont
worden, ein gesamteuropäisches Sicherheitssystem, das seiner Aufgabe gerecht
werden soll, dürfe sich nicht auf die militärischen Dimensionen der Sicherheit
beschränken . Im Einklang damit hat eine bemerkenswerte Weiterentwicklung
der KSZE-Politik im nichtmilitärischen Bereich stattgefunden: Erstmals wurden,
und zwar vom Pariser Gipfeltreffen, ständige Einrichtungen und institutionalisier-
te Verfahrensweisen aus der Taufe gehoben.
— Die Staats- und Regierungschefs werden im Zweijahresrhythmus anläßlich der

regelmäßig stattfindenden Hauptfolgetreffen zusammenkommen. Diese sollen
künftig nur drei Monate dauern.

— Der "Rat", bestehend aus den Außenministern15, soll als "zentrales Forum für
politische Konsultationen" mindestens einmal jährlich, u. U. auch öfter, KSZE-
relevante Themen erörtern und "entsprechende Beschlüsse" fassen.

— Der "Ausschuß Hoher Beamter" (die Politischen Direktoren der Außenministe-
rien) hat dem Rat vorzuarbeiten, seine Beschlüsse auszuführen und in "dring-
lichen Situationen" zu besonderen Treffen zusammenzutreten.

— Das "Sekretariat" in Prag erfüllt administrative, Dokumentations- und Informa-
tionsfunktionen sowie u.U. künftig auch weitere Aufgaben.

— Das "Konfliktverhütungszentrum" in Wien, dessen Sekretariat einem "Kon-
sultativausschuß" (Vertreter der Teilnehmerstaaten) verantwortlich ist, "unter-
stützt den Rat beim Abbau der Gefahr von Konflikten". Zunächst wurde es nur
mit geeigneten VSBM betraut. Der KSZE-Rat hat aber schon auf seiner ersten
Tagung in Berlin am 19./20. Juni 1991 den Aufgabenbereich des Zentrums
erweitert: Es übernimmt Funktionen im Rahmen des dort beschlossenen Ver-
fahrens der friedlichen Streitbeilegung.

— Das "Büro für freie Wahlen" in Warschau erleichtert "Kontakte und den
Informationsaustausch" in Verbindung mit nationalen Wahlen.

Neben diesen Gremien und Agenturen sind in Paris noch die Weichen zugunsten
weiterer "Einrichtungen" gestellt worden, die dem KSZE-Prozeß neue Dimensio-
nen geben: Erstens wurde ein Grundsatzbeschluß über die Entwicklung eines
Verfahrens zur friedlichen Streitregelung gefaßt. Das erste Projekt in diesem Sinn
war bereits der Helsinki-I-Konferenz vorgelegt worden; die Verfechter betonten,
die Ächtung der Gewalt sei nur dann mehr als eine wohlgemeinte Deklaration,
wenn man für gewaltlose Konfliktregelungsverfahren Vorsorge treffe. Der ent-
scheidende Gedanke der obligatorischen Beiziehung einer "dritten Partei" war bis
Anfang 1991 aber stets auf den Widerspruch der UdSSR gestoßen. Erst ein
Expertentreffen in der Zeit vom 15. Januar bis zum 8. Februar 1991 in La
Vallertta/Malta führte zur einstimmigen Annahme eines Berichts, der dann vom
KSZE-Rat in Berlin (19.-20. Juni 1991) adoptiert wurde. Er sieht folgendes vor:
— Beabsichtigt ein Staat Handlungen, die die Interessen anderer Staaten erheb-

lich berühren, dann soll das vorher angekündigt und zum Thema von Kon-
sultationen gemacht werden.
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— Kommt es trotzdem zu Streitfällen, dann soll ein spezifischer Verhaltenskodex
beachtet und ein geeignetes Verfahren zur Beilegung eingeschlagen werden.

— Die Beiziehung einer dritten Partei wird obligatorisch, wenn andere friedliche
Regelungsversuche erfolglos bleiben.

— Im besonderen kann jeder KSZE-Teilnehmerstaat einen Streitfall dem "Aus-
schuß Hoher Beamter" vorlegen; führt dies nicht zur Beilegung oder zur
Einigung auf ein Beilegungsverfahren, dann kann der sog. "KSZE-Mechanis-
mus" eingesetzt werden. Dieser besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern,
die als Unparteiische Fact Finding betreiben, Hinweise und Ratschläge geben
oder sonstwie den Streitparteien dienlich sein können oder sollen.

— Die Parteien prüfen die Hinweise und Ratschläge nach Treu und Glauben; bei
Erfolglosigkeit kann der Ausschuß Hoher Beamter befaßt werden.

— Die Kandidaten für den "Mechanismus" werden von den Staaten nominiert und
in eine beim Konfliktverhütungszentrum geführte Liste aufgenommen. Die
jeweils befaßten Mitglieder werden einvernehmlich von den Streitparteien
ausgewählt — bei Nichteinigung ernennt sie der Direktor des KVZ.

Zweitens wurde in Paris die Schaffung eines "Mechanismus" für Konsultation und
Zusammenarbeit "in dringlichen Situationen" in Aussicht genommen, und auch
hier erfolgte die Einrichtung durch die erste KSZE-Ratstagung in Berlin:
— Ist nach Ansicht eines Teilnehmerstaates auf Grund der Verletzung eines

Prinzips der Schlußakte oder eines den Frieden, die Sicherheit oder die Stabili-
tät gefährdenden Zwischenfalls eine "dringliche Situation" entstanden, kann er
um Klarstellung ersuchen; dem muß binnen 48 Stunden entsprochen werden.
Ersuchen und Antwort gehen den anderen Teilnehmerstaaten unverzüglich zu.

— Bleibt die Situation ungelöst, kann jeder betroffene Staat den Vorsitzenden des
Ausschusses Hoher Beamter begründet um die Einberufung einer Dringlich-
keitssitzung ersuchen. Wenn nach unverzüglicher Runduminformation binnen
48 Stunden mindestens 12 Teilnehmerstaaten den Antrag unterstützen, ist die
Sitzung frühestens 48 Stunden und spätestens drei Tage danach abzuhalten.

— Je nach Beurteilung der Lage können dort Empfehlungen, Schlußfolgerungen
zur Behebung der Situation oder die Einberufung eines Ministertreffens
beschlossen werden.

Die Festlegung dieses Quorums ist der erste Fall, in dem im KSZE-Rahmen vom
Einstimmigkeitsprinzip abgewichen wurde; die übrigen Entscheidungen im Rah-
men des Mechanismus bedürfen weiterhin der allseitigen Zustimmung.

Drittens endlich sprachen sich die Staats- und Regierungschefs in Paris für die
"Schaffung einer parlamentarischen Versammlung der KSZE" aus. Die Initiative
dazu wurde im Rahmen einer Parlamentarierkonferenz am 2. und 3. April 1991
ergriffen; die dort versammelten Delegationen kamen überein, "im Rahmen der
KSZE" eine solche Versammlung mit 245 Sitzen zu errichten.

Die Versammlung soll jährlich einmal tagen (das erste Treffen wurde für
Anfang Juli 1992 anberaumt), um die Verwirklichung der KSZE-Vereinbarungen
zu überprüfen, Gegenstände der Zusammenarbeit zu beraten und sich der Ein-
leitung und Förderung weiterer Maßnahmen im Sinne der KSZE zu widmen.
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Resolutionen, Empfehlungen, Vorschläge und Berichte werden mit Mehrheit
beschlossen und vorzugsweise an die nationalen Parlamente und an den Rat
übermittelt. Die Geschäftsführung liegt in den Händen eines Ausschusses der
Delegationsleiter, der seine Entscheidungen einstimmig trifft. Ausdrücklich ist
eine enge Zusammenarbeit mit anderen europäischen parlamentarischen In-
stitutionen (Parlamentarische Versammlungen des Europarates, der WEU,
Nordatlantische Versammlung und — "auf anderer Ebene" — auch das Europäische
Parlament) bejaht worden. Mit diesen Einrichtungen ist aus dem "KSZE-Prozeß"
ein System geworden — ein System "sui generis":
— Nach wie vor handelt es sich nicht um eine "Internationale Organisation": es

fehlt die völkerrechtliche Grundlage; zwar wurde "Im Rahmen des KSZE-
Prozesses" ein multilateraler Vertrag abgeschlossen (der über die KSE), aber
an ihm sind nur 22 der 35 KSZE-Staaten direkt beteiligt.

— Auf Grund der 1990 und 1991 gefaßten Beschlüsse hat das System "Quasi-
Organe" erhalten, die zusammengenommen erhebliche Ähnlichkeiten mit dem
Organsystem entwickelter Staatengemeinschaften aufweisen: freilich ohne die
Intention, gemeinsame Positionen gegenüber Dritten zu erarbeiten oder zu
vertreten, wie etwa die EPZ.

— Andererseits gibt es Problemlösungsverfahren — insbesondere für die gegen-
seitige Information und für das Krisenmanagement; in Verbindung damit
wurden verschiedene spezifische Dienstleistungsagenturen eingerichtet. Dies
erinnert an die Grundkonzeption des "functional approach", wie sie in der
Frühzeit der modernen Europapolitik propagiert wurde; allerdings kann, was
diese Funktionseinheiten betrifft, zwar von "limited functions" gesprochen
werden, keineswegs jedoch von "real powers"16.

— Alle wichtigen Entscheidungen liegen in der Hand von Vertretern der Teilneh-
merstaaten, die dabei prinzipiell nicht bereit sind, auf das Konsensprinzip zu
verzichten. Andererseits hat sich auch im KSZE-Prozeß eine gewisse Erfolgs-
zwangdynamik entwickelt, die es kleinen Minderheiten oder einzelnen Teilneh-
merstaaten manchmal schwer macht, Dissenspositionen aufrechtzuerhalten.

— Charakteristisch für das KSZE-System ist schließlich auch eine subgouverne-
mentale transnationale Infrastruktur. Schon die Helsinki-Schlußakte spricht
"Regierungen, Institutionen, Organisationen und Personen eine maßgebliche
und positive Rolle" im KSZE-Prozeß zu ; das Wiener Schlußdokument sieht
ausdrücklich die "Erleichterung" der transnationalen Kommunikation im Dien-
ste der KSZE-Anliegen vor18. Noch einen Schritt weiter ging schließlich der
Pariser Gipfel mit der Erklärung, die im Dienste der KSZE-Ziele aktiven nicht-
staatlichen "Organisationen, Gruppierungen und Einzelpersonen müssen auf
geeignete Art und Weise in die Tätigkeit und die neuen Strukturen der KSZE
einbezogen werden, damit sie ihre wichtigen Aufgaben erfüllen können"19.

Für diese Kombination von Regimestrukturen, Verfahrensmustern und Quasi-
Organen gibt es kein Vorbild; aber die Erfahrungen anläßlich der Jugoslawien-
Krise im Sommer 1991 haben bereits zu Plädoyers für eine alsbaldige Weiter-
entwicklung geführt.
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Eine gesamteuropäische "Wertegemeinschafl": Die "Charta von Paris"

Mehrmals war bereits vom Pariser KSZE-Gipfeltreffen (19.-21.11.1990) die
Rede, insbesondere von den dort behandelten Sicherheitsvereinbarungen und von
den gleichfalls beschlossenen "neuen Strukturen und Institutionen". Daneben
bildete die Zusammenkunft der 34 Staats- und Regierungschefs aber auch den
Höhepunkt der bisherigen KSZE-Deklarationspolitik. Im Vorfeld der eigentlichen
Gipfelproklamation erklärten die 22 Mitglieder der beiden Bündnisse am 19. No-
vember 1990 feierlich das Ende ihrer Gegnerschaft und bekannten sich zum Prin-
zip der gemeinsamen Sicherheit20. Die "Charta von Paris für ein neues Europa"21

verkündet — in einer eher pathosgeladenen Sprache — den Anbruch eines "neuen
Zeitalters der Demokratie, des Friedens und der Einheit" und damit die Erfüllung
"jahrzehntelang gehegter Hoffnungen und Erwartungen unserer Völker". Die
Charta enthält, hiervon ausgehend, eindringliche Bekenntnisse zur Demokratie,
zu den Menschenrechten und Grundfreiheiten, zum Pluralismus, zu wirtschaftli-
cher Freiheit (ausdrücklich auch zur Marktwirtschaft), zu sozialer Gerechtigkeit
und zur Verantwortung für die Umwelt. Nochmals werden die Prinzipien der
Schlußakte von Helsinki bekräftigt; die zunehmende Interdependenz wird begrüßt,
die Unteilbarkeit der Sicherheit betont und die Fortführung der Zusammenarbeit
auf allen Gebieten des bisherigen KSZE-Prozesses proklamiert.

Diese Aussagen stehen nicht "voraussetzungslos" in der Charta. Manche fassen
auf pointierte und für eine breitere Öffentlichkeit geeignete Weise zusammen,
was bereits vorher detaillierter und präziser erarbeitet und vereinbart worden war.
Das Gipfeltreffen konnte nicht nur auf den Bemühungen des bereits erwähnten
Vorbereitungsausschusses, sondern auch auf den Arbeiten anderer, im Anschluß
an das Wiener Treffen abgehaltener KSZE-Veranstaltungen aufbauen. Besonders
wichtig waren in diesem Zusammenhang zwei im Jahre 1990 abgehaltene Ver-
anstaltungen, nämlich die in Bonn und in Kopenhagen.

Die Konferenz über wirtschaftliche Zusammenarbeit — an der neben Regie-
rungsvertretern auch Mitglieder aus der Geschäftswelt teilnahmen — wurde am 11.
April 1990 in Bonn abgeschlossen; sie erbrachte Ergebnisse, in denen sich der
revolutionäre Wandel in Osteuropa und das Umdenken in der Sowjetunion voll
niederschlug. So wird das Eigentumsrecht als Element der wirtschaftlichen Frei-
heit ebenso betont wie "der Zusammenhang zwischen politischem Pluralismus und
Marktwirtschaft" — weswegen auch die Prinzipien des Mehrparteiensystems, der
freien Wahlen, der Rechtsstaatlichkeit und ähnliche Ordnungsprinzipien bekräf-
tigt werden. "Freie und wettbewerbsfähige Marktwirtschaften, in denen Angebot
und Nachfrage die Preise bestimmen", sollen ebenso wie der Eigentumsschutz,
marktkonforme Finanz- und Geldpolitiken, Umweltverträglichkeit der Wirtschaft
und Politiken zur Förderung sozialer Gerechtigkeit angestrebt bzw. beibehalten
werden. Hiervon werden dann detaillierte Absichtserklärungen über die künftige
wirtschaftliche, wissenschaftlich-technische, umweltschutzorientierte und wäh-
rungspolitische Zusammenarbeit abgeleitet.

Das zweite der drei vereinbarten Treffen zur "Menschlichen Dimension der
KSZE"23 ging am 29. Juni 1990 in Kopenhagen zu Ende und bekräftigte die
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ordnungspolitische Einhelligkeit der Teilnehmerstaaten. Wieder werden zunächst
Prinzipienerklärungen abgegeben. Für die Legitimität einer politischen Ordnung
werden rund 20 Kriterien namhaft gemacht, deren Vewirklichung die Staaten
nähertreten wollen. Allein für die demokratische und rechtsstaatliche Qualität von
Wahlen zur Volksvertretung werden neun Erfordernisse spezifiziert, und die für
die Sicherung der Menschenrechte und Grundfreiheiten als notwendig betrachte-
ten Gewährleistungen werden in mehr als einem Dutzend Abschnitten aufgelistet.
Eine Reihe in früheren Menschenrechtsdiskussionen der KSZE nicht konsensfähi-
ger Prinzipien (z. B. das Recht auf Wehrdienstverweigerung) wird thematisiert.
Ausführliche Abschnitte werden auch den Rechten der Minderheiten gewidmet.
Verurteilt wird neben Rassen- und Volksgruppenhaß, Fremdenhaß und Dis-
kriminierung aus religiösen und ideologischen Gründen auch der "Totalitarismus".
Auf diesen Grundlagen werden Verpflichtungen festgelegt, auf die sich zu beru-
fen die Bürger der Teilnehmerstaaten ausdrücklich ermächtigt werden.

Zur angemessenen Einschätzung solcher Übereinkünfte sollten mehrere Ge-
sichtspunkte bedacht werden. Erstens ist es unbestritten, daß bereits die weniger
weitgehenden Übereinkünfte der Schlußakte von Helsinki den Menschenrechts-
bewegungen und einzelnen Aktivisten in den damals noch totalitär beherrschten
Ländern des europäischen Ostens Handlungschancen verschafft haben, die für die
weitere Ausweitung von Freiheitsräumen und die Überwindung der Diktaturen
wesentliche Bedeutung hatten. Zweitens hat die politikwissenschaftliche Analyse
internationaler Regime gezeigt, daß die Anerkennung normativer Prinzipien auch
dann, wenn diese einen relativ generellen und abstrakten Charakter haben, für
die Chance der tatsächlichen Regimekonformität der in ein Regime einbezogenen
Staaten von Belang ist. Dafür gibt es, auch abgesehen von der häufig angespro-
chenen Bedeutung des "Prinzips VII" der Schlußakte (Achtung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten) mindestens noch ein weiteres, nicht weniger markan-
tes Beispiel: Im Abschnitt über das "Prinzip I" (Souveräne Gleichheit) wird das
Recht aller Teilnehmerstaaten bekräftigt, internationalen Organisationen oder
auch Bündnissen anzugehören, nicht anzugehören, oder sich der Neutralität zu
verschreiben. Im Abschnitt über das "Prinzip VIII" (Gleichberechtigung und
Selbstbestimmungsrecht der Völker) wird betont, daß "alle Völker jederzeit das
Recht" haben, "in voller Freiheit, wann und wo sie es wünschen, ihren inneren
und äußeren Status ohne äußere Einmischung zu bestimmen und ihre politische,
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung nach eigenen Wünschen zu
verfolgen." Es gibt triftige Gründe dafür, daß die Bereitwilligkeit der Sowjetunion,
die autonome Neubestimmung der Positionen der demokratisch gewordenen
Staaten Osteuropas zu akzeptieren, von den KSZE-Verpflichtungen mitbestimmt
war24. Drittens ist gerade im Hinblick auf die Herausbildung eines gesamteuropäi-
schen Systems kooperativer Sicherheit und stabilitätsorientierter Solidarität eine
Konvergenz der ordnungspolitischen Zielvorstellungen von großer Bedeutung.
Institutionen haben nicht nur eine "instrumentale", sondern auch eine "ideative",
auf Sinnweltgehalte bezogene Seite , und die Chance politischer Institutionalisie-
rung korreliert mit der "Integration" der jeweiligen Gemeinschaft durch einen
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Kodex gemeinsamer Werte und Symbole . Auch wenn man sich des "Sollwert"-
Charakters der ordnungspolitischen Bekenntnisse und Verpflichtungen der KSZE-
Deklarationen bewußt ist, wird man gerade in diesem Zusammenhang die politi-
sche Relevanz solcher Selbstfestlegungen ernstnehmen müssen. In ihnen kommt
ein zumindest potentiell identitätsstiftendes Leitbild zum Ausdruck.

Ausblick

Bis in die 80er Jahre galt das KSZE-Geschehen als bloßer "Spiegel der Groß-
machtpolitik"27, ohne daß eine Eigendynamik des Prozesses wahrgenommen
wurde. Das änderte sich im Laufe der letzten Jahre zusehends28. Nun ist der Weg
zur Institutionalisierung beschritten: es gibt Quasi-Organe, und Entwicklungen
sind eingeleitet, die — wenn man sie vorantreiben will — zu einer normativ gekräf-
tigten gesamteuropäischen Ordnungsstruktur führen können. Allerdings erfordert
eine Stabilisierung des gesamteuropäischen Friedens die Überbrückung latenter
und manifester Interessenkonflikte, zwischen Wohlstands- und Armutsregionen,
zwischen Nationalitäten und Teilkulturen, auf Grund alter und neuer Gegensätze,
und auch die Bewältigung mannigfacher struktureller Spannungen29. Das wird
nicht ohne eine mehrdimensionale, umfassende und auch Elemente der Integra-
tion einschließende Politik möglich sein, die eine weitere Fortbildung des KSZE-
Systems erfordern dürfte. Ob damit der "europäische Einigungsprozeß" am Ende
in einen weiteren Rahmen übergehen, oder ob es sich dabei lediglich um Periphe-
rieentwicklungen handeln wird, während der Kern des Einigungsprozesses die
Gemeinschaft der Zwölf bleibt — wenn auch wohl in absehbarer Zeit um einige
weitere europäische Staaten erweitert —, das wird die Zukunft zeigen.
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